
Gemeinde Linkenheim-Hochstetten 
Öffentliche Bekanntmachung 

 
Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften „Hauptstraße Nord I“ im Verfahren nach 
§ 13a BauGB;  
Satzung über die Verlängerung der Veränderungssperre gem. § 14 BauGB 

Der Gemeinderat der Gemeinde Linkenheim-Hochstetten hat am 25.07.2025 

a) aufgrund von § 14, § 16 sowie § 17 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) geändert worden ist, 

b) in Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der 
Fassung vom 24. Juli 2000, die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. Novem-
ber 2024 (GBl. 2024 Nr. 98) geändert worden ist, 

die folgende Verlängerung der Veränderungssperre im Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes mit örtlichen Bauvorschriften „Hauptstraße Nord I“ als Satzung beschlossen. 

§ 1 Anordnung der Veränderungssperre 

Der Gemeinderat der Gemeinde Linkenheim-Hochstetten hat in seiner öffentlichen Sitzung 
am 22.09.2023 beschlossen, für den in § 2 bezeichneten Geltungsbereich den Bebauungs-
plan mit örtlichen Bauvorschriften „Hauptstraße Nord I“ aufzustellen. 

Zur Sicherung der Planung im Geltungsbereich des Bebauungsplanes mit örtlichen Bauvor-
schriften wird eine Veränderungssperre angeordnet. 

Am 25.07.2025 hat der Gemeinderat der Gemeinde Linkenheim-Hochstetten in seiner öffent-
lichen Sitzung die Verlängerung dieser Veränderungssperre um ein Jahr beschlossen. 

§ 2 Räumlicher Geltungsbereich der Veränderungssperre 

(1) Der räumliche Geltungsbereich der Verlängerung der Veränderungssperre 
umfasst die Flurstücke Nr. 6/2, 36/4, 37, 38, 39, 40, 41, 42, 43, 44, 45, 46, 
46/1, 47, 48, 50, 50/1, 51, 52, 53, 57, 58, 58/1, 60, 61, 62, 63, 63/1, 63/2, 64, 
66, 66/1, 66/2, 67, 68, 68/1, 69, 70, 71, 73, 74, 75, 75/1, 76, 79, 80, 83, 90, 
90/1, 1798/1, 1798/2, 1798/4 sowie Teile der Flurstücke Nr. 6/4 und 1798 auf 
der Gemarkung Hochstetten mit einer Größe von rd. 5,0 ha. 

(2) Der Geltungsbereich wird begrenzt  

 im Norden: durch den „Beynegraben“ (Teil des Flurstücks Nr. 1798),  

 im Nordosten und Osten: durch die Grünfläche „Nebenbruch“ (Flurstücks 
Nr. 94/1), 

 im Süden: durch die „Hauptstraße“ (Flurstücks Nr. 36, 91), 



 im Westen: durch die „Hauptstraße“ (Flurstücks Nr. 6/1), 

 zentral: durch die Straße „Zum Beyn“ (Flurstücks Nr. 56) mit zugehörigen 
Grundstücken (Flurstücks Nr. 48/1, 48/2, 51/1, 51/2, 52/1, 56/1, 56/2, 
56/4, 56/5, 56/6, 56/7, 56/11, 56/12, 56/13, 56/14, 1798/3, 1798/5). 

(3) Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung ist dem nachstehenden Lage-
plan (Geltungsbereich im Maßstab 1:2.000) in der Fassung vom 23.06.2025 
zu entnehmen. Der Lageplan ist Bestandteil dieser Satzung. Im Zweifel geht 
der Lageplan der Umschreibung in Absatz 1 vor. 

Geltungsbereich der Verlängerung der Veränderungssperre im Bereich des Bebauungsplans  

 mit örtlichen Bauvorschriften „Hauptstraße Nord I“ (ohne Maßstab) 

 
§ 3   Inhalt und Rechtswirksamkeit der Veränderungssperre 

(1) Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssperre dürfen 

1. Vorhaben i. S. d. § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen 
nicht beseitigt werden.  

2. Erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von Grundstü-
cken und baulichen Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, 
zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden. 

(2) Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich ge-
nehmigt worden sind oder aufgrund eines anderen baurechtlichen Verfahrens 
zulässig sind, Vorhaben, von denen die Gemeinde nach Maßgabe des Bau-
ordnungsrechts Kenntnis erlangt hat und mit deren Ausführung vor dem In-
krafttreten der Veränderungssperre hätte begonnen werden dürfen, sowie Un-



terhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung 
werden von der Veränderungssperre nicht berührt. 

(3) In Anwendung von § 14 Abs. 2 BauGB kann von der Veränderungssperre eine 
Ausnahme zugelassen werden, wenn überwiegende öffentliche Belange nicht 
entgegenstehen. Die Entscheidung hierüber trifft die Baugenehmigungsbe-
hörde im Einvernehmen mit der Gemeinde. 

§ 4  Inkrafttreten 

Die Satzung über die Verlängerung der Veränderungssperre tritt mit ihrer ortsüblichen 
Bekanntmachung nach § 16 Abs. 2 BauGB i. V. m. § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 

Die Geltungsdauer der Veränderungssperre richtet sich nach § 17 BauGB. 

 

Hinweise 

1. Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB über die Geltendma-
chung etwaiger Entschädigungsansprüche für eingetretene Vermögensnachteile 
durch die Veränderungssperre gemäß § 18 BauGB und die Vorschriften des § 18 
Absatz 3 BauGB über das Erlöschen der Entschädigungsansprüche bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung wird hingewiesen. 

2. Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4 be-
achtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften so-
wie nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvor-
gangs, unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
dieser Satzung schriftlich oder elektronisch gegenüber der Gemeinde geltend ge-
macht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzu-
legen. 

3. Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder von aufgrund der GemO erlassener 
Verfahrens- und Formvorschriften beim Zustandekommen dieser Satzung ist nach 
§ 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch und un-
ter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, innerhalb 
eines Jahres seit Bekanntmachung dieser Satzung bei der Gemeinde geltend ge-
macht worden ist. Dies gilt nicht, wenn 

 die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind oder 

 der Bürgermeister dem Beschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit 
widersprochen hat oder 

 vor Ablauf der Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss bean-
standet oder eine dritte Person die Verletzung gerügt hat. 



4. Die Satzung über die Verlängerung der Veränderungssperre kann während der 
üblichen Dienststunden in der Gemeindeverwaltung Linkenheim-Hochstetten 
(Karlsruher Str. 41, 76351 Linkenheim-Hochstetten) eingesehen werden. Jeder-
mann kann die Veränderungssperre einsehen und über den Inhalt Auskunft ver-
langen.   

Linkenheim-Hochstetten, den 22.09.2025 

 

Michael Möslang 

Bürgermeister 
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